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Erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 176 Abs.  1 AktG zu 
den Angaben nach §§ 289 Abs. 4,  315 Abs. 4 HGB  

 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals und mit A ktien verbundene 
Rechte und Pflichten 

Das Grundkapital der Aareal Bank AG beträgt € 128.265.477 und ist eingeteilt in 
42.755.159 nennbetragslose Stückaktien mit dem anteiligen Betrag am Grundkapital von 
€ 3,00, die auf den Inhaber lauten  Jede Aktie hat ein Stimmrecht. Keinem Aktionär und 
keiner Aktionärsgruppe stehen Sonderrechte, die Kontrollbefugnisse gegenüber der Ge-
sellschaft verleihen, zu. Eigene Aktien, die nicht stimmberechtigt wären, hat die Gesell-
schaft gegenwärtig nicht im Bestand. 
 
Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragun g von Aktien betref-
fen 

Der Bank wurde im März 2009 von dem Finanzmarktstabilisierungsfonds (SoFFin) eine 
Stabilisierungsmaßnahme in Form einer stillen Einlage gewährt. Im Zusammenhang mit 
dieser Stabilisierungsmaßnahme haben der SoFFin und die Hauptaktionärin der Bank, 
die Aareal Holding Verwaltungsgesellschaft mbH (Holding) eine Vereinbarung getroffen, 
wonach sich die Holding verpflichtet, während der Dauer der Rekapitalisierung ihr Akti-
enpaket von derzeit 37,23 % zu halten und bei bestimmten Abstimmungen in der Haupt-
versammlung die Interessen des SoFFin zu wahren bzw. sich ggf. mit diesem vorher 
abzustimmen. Weiterhin hat die Holding bei Kapitalmaßnahmen der Aareal Bank ihr Ab-
stimmungsverhalten in der Hauptversammlung so auszuüben, dass ihr eine Sperrminori-
tät verbleibt. 
 
Ansonsten gelten für die Ausübung und Übertragung des Stimmrechts ausschließlich die 
gesetzlichen Beschränkungen. Die Stimmrechte sind nicht auf eine bestimmte Anzahl 
von Aktien oder eine bestimmte Stimmenzahl begrenzt. Sämtliche Aktionäre, die sich 
rechtzeitig zur Hauptversammlung angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an 
der Hauptversammlung und zur Ausübung ihres Stimmrechts nachgewiesen haben, sind 
zur Ausübung des Stimmrechts aus allen von ihnen gehaltenen und angemeldeten Akti-
en berechtigt. In den Fällen des § 136 AktG ist das Stimmrecht aus den betroffenen Ak-
tien von Gesetzes wegen ausgeschlossen. Soweit eigene Aktien vorhanden sind, kön-
nen hieraus gem. § 71 b AktG keine Rechte ausgeübt werden. Sonstige 
Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen, sind uns 
nicht bekannt.   
Beteiligungen am Kapital, die mehr als 10% der Stim mrechte überschreiten  

Nach dem Wertpapierhandelsgesetz muss jeder Anleger, der durch Erwerb, Veräuße-
rung oder auf sonstige Weise bestimmte Anteile an Stimmrechten erreicht, überschreitet 
der unterschreitet, dies der Gesellschaft und der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht anzeigen. Der niedrigste Schwellenwert für diese Anzeigepflicht beträgt 3 
%. Die Aktien er Aareal Bank AG befinden sich zu 62,77 % in Streubesitz. Die Aareal 
Holding Verwaltungsgesellschaft mbH ist mit 37,23 % der größte Aktionär der Gesell-
schaft. Aufgrund der Vereinbarung mit dem Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung 
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(SoFFin) hat uns der SoFFin am 17. März 2009 gemäß § 21 Abs. 1, 22 Abs. 2 WpHG 
mitgeteilt, dass die Meldeschwelle von 30% überschritten wurde. Weiterhin hat im Jahr 
2009 die Wellington Management Company LLP, Boston, Massachusetts, USA die Mel-
deschwelle von 3% überschritten und im selben Jahr wieder unterschritten.  
 
 
Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse ve rleihen 

Kein Aktionär ist durch die Satzung der Aareal Bank AG ermächtigt, Mitglieder in den 
Aufsichtsrat zu entsenden. Auch ansonsten verfügt kein Aktionär über Sonderrechte, die 
ihm Kontrollbefugnisse verleihen.  
 
Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer am Kapital beteiligt sind 
und ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben 

Es besteht keine Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapital der Aareal Bank AG, aus 
der die Arbeitnehmer ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben können.  
 
Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzu ng über die 
Ernennung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern u nd die Änderung 
der Satzung 

Die Ernennung und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands der Aareal Bank AG 
bestimmen sich nach §§ 84, 85 AktG in Verbindung mit § 7 der Satzung. Gem. § 7 der 
Satzung besteht der Vorstand aus mindestens zwei Mitgliedern. Der Aufsichtsrat bestellt 
die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann stellvertretende Mitglieder 
bestellen und ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden ernennen. Die Bestellung der 
Vorstandsmitglieder erfolgt für höchstens fünf Jahre, eine wiederholte Bestellung oder 
Verlängerung der Amtszeit, jeweils auf fünf Jahre, ist zulässig.  
 
Die Satzung kann durch Beschluss der Hauptversammlung geändert werden (§ 179 
AktG). Die Hauptversammlung beschließt über eine Satzungsänderung mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen bzw. des vertretenen Grundkapitals, soweit dies 
gesetzlich zulässig ist. Die Änderung wird mit Eintragung in das Handelsregister wirk-
sam (§ 181 Abs. 3 AktG). Darüber hinaus ist der Aufsichtsrat ermächtigt, bei Kapital-
maßnahmen die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der jeweiligen Maß-
nahme anzupassen (§ 5 Absatz 8 der Satzung).  
 
Befugnisse des Vorstands, Aktien auszugeben oder zu rückzukaufen 

Genehmigtes Kapital 

Die Hauptversammlung vom 15. Juni 2005 hat den Vorstand bis zum 14. Juni 2010 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt, das Grundkapital um bis zu höchstens € 
58.300.000,00 durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- oder Sacheinlage zu erhöhen. 
Bei einer Barkapitalerhöhung ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu-
räumen. Der Vorstand kann das Bezugsrecht der Aktionäre jedoch mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates ausschließen, soweit die Ausnutzung des genehmigten Kapitals im Rah-
men einer Kapitalerhöhung erfolgt, die 10% des zum Zeitpunkt der Ausübung der Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Weitere Bezugs-
rechtsausschlüsse sind in § 5 Abs. 4 lit. b) bis d) vorgesehen. Im Falle einer Kapitaler-
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höhung gegen Sacheinlagen ist der Vorstand berechtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 
insgesamt auszuschließen. Aufgrund der am 6. November 2005 beschlossenen und am 
21. November 2005 durchgeführten Kapitalerhöhung beträgt dieses genehmigte Kapital 
derzeit noch € 46.639.504,00. 
 
Weiterhin hat die Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 den Vorstand ergänzend er-
mächtigt, bis zum 20. Mai 2013 mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- oder Sacheinlage um einen Nenn-
betrag von bis zu höchstens € 12.826.545,00 zu erhöhen. Im Falle einer Kapitalerhö-
hung gegen Bareinlage ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen, soweit es nicht 
aus einem der in § 5 Abs. 6 lit. a) bis d) der Satzung genannten Gründe ausgeschlossen 
wird. Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen ist der Vorstand ermächtigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen.  
 
Bedingtes Kapital 

Das Grundkapital der Aareal Bank AG ist um bis zu 30 Mio. e durch Ausgabe von bis zu 
zehn Millionen neuen Inhaberstückaktien bedingt erhöht (§ 5 Abs. 5 der Satzung). Diese 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubi-
ger von Options- und Wandelschuldverschreibungen, die gemäß der Hauptversamm-
lungsermächtigung vom 21. Mai 2008 ausgegeben werden. Unter dieser Ermächtigung 
können bis zum 20. Mai 2013 Options- und Wandelschuldverschreibungen im Gesamt-
nennbetrag von bis zu € 600 Mio. begeben werden. Die Ermächtigung erlaubt auch 
Tochtergesellschaften der Aareal Bank AG Options- und Wandelschuldverschreibungen 
auszugeben und gibt der Gesellschaft insoweit die Möglichkeit, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats hierfür die Garantie zu übernehmen und Aktien zu gewähren, um die dar-
aus resultierenden Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu erfüllen. Bei der Ausgabe von 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen kann der Vorstand das Bezugsrecht der 
Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen ausschließen. Unter 
gewissen Umständen ist den Inhabern der Wandlungs- bzw. Optionsrechte unbeschadet 
des § 9 Abs. 1 AktG ein Verwässerungsschutz zu gewähren. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem gemäß dem Beschluss der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 
jeweils festgelegten Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder die zur 
Wandlung verpflichteten Inhaber der Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur 
Wandlung erfüllen und soweit nicht eigene Aktien zur Bedienung dieser Rechte zur Ver-
fügung gestellt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 
in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten entstehen, am Gewinn 
teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Die Ermächtigung 
zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen, deren Bedienung durch 
das bedingte Kapital abgesichert ist, soll die Finanzierungsmöglichkeiten der Aareal 
Bank AG erweitern und dem Vorstand den Weg zu einer flexiblen zeitnahen Finanzie-
rung der Gesellschaft eröffnen, die im Interesse der Gesellschaft liegt. Die Gesellschaft 
hat bisher von dieser Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht. 
 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Die Hauptversammlung vom 07. Mai 2009 hat den Vorstand gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
ermächtigt, bis zum 06. November 2010 eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder – falls dieser Wert 
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geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals zu anderen Zwecken als dem Handel in eigenen Aktien zu erwerben. Der 
Erwerb darf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots erfolgen. Auf der Grundlage der Ermächtigung erworbene eigene Aktien 
kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle 
Aktionäre an Dritte veräußern, wenn der Kaufpreis den Börsenpreis der Aktien zum Zeit-
punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Dabei darf die Zahl der aufgrund 
dieser Ermächtigung veräußerten Aktien zusammen mit Aktien, die unter Bezugs-
rechtsausschluss gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung bis zu ihrer Ausnutzung ausgegeben wurden, 10% des bei der Ausübung vorhan-
denen Grundkapitals nicht übersteigen. Das Bezugsrecht auf die veräußerten Aktien 
kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch dann ausgeschlossen werden, wenn die 
Veräußerung gegen Sachleistung erfolgt oder wenn die veräußerten Aktien anstelle 
neuer Aktien aus einer bedingten Kapitalerhöhung zur Bedienung von Rechten aus 
Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen eingesetzt werden 
sollen. Ferner kann der Vorstand das Bezugsrecht auch ausschließen, um den Inhabern 
von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf die Aktien in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts 
zustünde. Der Vorstand ist ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen 
Aktien auch ohne Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Von dieser Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien wurde im Berichtsjahr kein Gebrauch 
gemacht.  
 
Die jährlich wiederkehrende Erteilung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ent-
spricht einer verbreiteten Praxis bei börsennotierten Aktiengesellschaften in Deutsch-
land und liegt, wie auch die genehmigten Kapitalia und das bedingte Kapital, im Interes-
se der Gesellschaft an flexiblen Finanzierungsmöglichkeiten.  
 
Wesentliche Vereinbarungen, die unter der Bedingung eines Kontroll-
wechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen 

Wesentliche Vereinbarungen, die unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge 
eines Übernahmeangebots stehen, wurden nicht getroffen. Bei öffentlichen Angeboten 
zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft gelten ausschließlich Gesetz und Satzung ein-
schließlich der Bestimmungen des deutschen Wertpapiererwerbs- und Übernahmege-
setzes.  
 
Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft mit d en Mitgliedern des 
Vorstands für den Fall eines Übernahmeangebots 

Für den Fall eines Change of Control und eines hierdurch bedingten Verlustes von 
Vorstandsämtern erhalten die hiervon betroffenen Mitglieder des Vorstandes zur Abgel-
tung ihrer Gesamtbezüge ihre in den Dienstverträgen vereinbarten festen Bezüge sowie 
einen vertraglich festgesetzten Ausgleich für die variable Vergütung in monatlichen Teil-
beträgen für die Dauer der Restlaufzeit ihrer Verträge. Darüber hinaus erhalten die Mit-
glieder des Vorstands eine Einmalzahlung in Höhe 45% (Vorjahr: 45%) ihrer Jahresfest-
bezüge 2009, der Vorstandsvorsitzende in Höhe von 70%. 
 
Falls bei einem Change of Control Mitglieder des Vorstands ihr Amt niederlegen oder 
ihren Vertrag trotz eines Angebotes der Gesellschaft nicht bereit sind zu verlängern, 
erhält das jeweilige Mitglied des Vorstandes zur Abgeltung der Gesamtbezüge maximal 
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die Hälfte der jeweiligen in den Dienstverträgen vereinbarten festen Bezüge und des 
vertraglich festgesetzten Ausgleichs für die variable Vergütung. Darüber hinaus erhält 
das Vorstandsmitglied eine Einmalzahlung in Höhe von 32,5% der Jahresfestbezüge 
2009, der Vorstandsvorsitzende in Höhe von 45%. 
 
 
Wiesbaden, im April 2010 
 
 
Aareal Bank AG 
Der Vorstand 
 
 
 
 


